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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Flinner und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1 / 7050 — 


Anwerbung und Gleichstellung ausländischer Krankenpflegekräfte 


Anfang der 70er Jahre beschlossen der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung, die Bundesanstalt für Arbeit und die Deutsche Kranken- 
hausgesellschaft (DKG) die Anwerbung ausländischer, insbesondere 
asiatischer Krankenpflegekräfte, um den damaligen Fehlbestand an 
examinierten Krankenpflegekräften zu beheben. 

1. Stimmt es, daß diese Anwerbung unter folgenden Grundsätzen erfol- 
gen sollte: 

a) Vermeiden von Engpässen in der Krankenversorgung der An- 
werbeländer, 

b) staatlich kontrollierte Anwerbung, 

c) rechtliche und tatsächliche Gleichstellung der ausländischen 
Arbeitnehmer/innen mit den deutschen? 


Die Anwerbung der ausländischen Krankenpflegekräfte in den 
siebziger Jahren ist im Einvernehmen mit den zuständigen Stellen 
der Anwerbeländer und unter staatlicher Kontrolle erfolgt. Für die 
Anwerbung galt der Grundsatz, daß den ausländischen Pflege- 
kräften die gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen wie ver- 
gleichbaren deutschen Pflegekräften geboten werden. 


2. Welche Programme gab und gibt es, in denen diese drei Grundsätze 
vereinbart wurden (komplette datierte Auflistung mit fortsetzenden 
bzw. ergänzenden Vereinbarungen)? 


Das Krankenpflegepersonal wurde von der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Deutschen Krankenhausgesellschaft angeworben. 
Die Anwerbung durch die Bundesanstalt für Arbeit erfolgte im 
Rahmen der bilateralen Anwerbevereinbarungen mit Italien, 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben vom 15. Mai 1990 des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung , Vogt , übermittelt. 



Drucksache 11/7165 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Spanien, Griechenland, der Türkei, Portugal, Jugoslawien, Tune- 
sien und Marokko. 

Die Anwerbung durch die Deutsche Krankenhausgesellschaft 
beruhte auf Zustimmung der Bundesanstalt für Arbeit nach § 18 
des Arbeitsförderungsgesetzes. Zur Regelung des Anwerbever- 
fahrens hat die Deutsche Krankenhausgesellschaft die beiden 
folgenden Programme vereinbart: 

— „Programm zur Beschäftigung qualifizierter koreanischer 
Krankenschwestern und Krankenpflegehelferinnen in deut- 
schen Krankenhäusern" vom 27. Februar/26. Juli 1971, geän- 
dert durch Vereinbarung vom 22. Oktober 1974, 

— „Vereinbarung über die Beschäftigung registrierter phüippini- 
scher Krankenschwestern und Krankenpflegehelferinnen in 
deutschen Krankenhäusern" vom 29. Oktober 1974. 

Die Regelungen werden seit Ende der siebziger Jahre nicht mehr 
angewandt. 


3. Gab es auch Programme, in denen diese drei Grundsätze nur teil- 
weise vereinbart wurden? 

Falls ja, aus welchen Gründen? 


Von den in der Antwort zu Frage 1 genannten Grundsätzen ab- 
weichende Vereinbarungen oder Programme bestanden nicht. 


4. Wie yiele Krankenpflegekräfte mit welchen Qualifikationen wurden 
in welchen Zeiträumen aus welchen Ländern angeworben (kom- 
plette Auflistung) ? 


Nach Mitteilung der Bundesanstalt für Arbeit liegen keine Zahlen 
mehr über die Krankenpflegekräfte vor, die aufgrund der genann- 
ten Regelungen angeworben wurden. 


5. Welche Probleme gab es 

a) mit der rechtlichen, insbesondere arbeitsrechtlichen Gleichstel- 
lung, 

b) mit der sozialen Gleichstellung 

der ausländischen Krankenpflegekräfte mit den deutschen Kranken- 
pflegekräften? 

Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um die aufgetretenen Pro- 
bleme zu beheben? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß es bei den ausländi- 
schen Krankenpflegekräften rechtliche, arbeitsrechtliche oder 
soziale Gleichstellungsprobleme gegeben hat. Sie wird auf- 
grund der Kleinen Anfrage „Anerkennung der Arbeitszeugnisse 
und Arbeitsbescheinigungen ausländischer Krankenschwestern" 
(Drucksache 11/7052) zu klären versuchen, inwieweit in dem dort 
angesprochenen Bereich Probleme aufgetreten sind. 
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6. Ist angesichts des derzeitigen Pflegenotstandes im Krankenbereich 
eine erneute intensive Anwerbung ausländischer Krankenpflege- 
kräfte beabsichtigt? 


Eine „erneute intensive Anwerbung" ausländischer Kranken- 
pflegekräfte ist nicht beabsichtigt. Die Bemühungen müssen sich 
weiter primär darauf richten, den Bedarf an Kräften für die Kran- 
kenpflege auf dem inländischen und EG -Arbeitsmarkt zu decken. 
In Ausnahmefällen können ausländische Pflegekräfte zugelassen 
werden, um akute Pflegenotstände zu beseitigen. 


Drucksache 11/7165 


3 



Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 , Telefax (02 28) 36 12 75 

ISSN 0722-8333 


